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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
 
Satzung über die Erhebung von Kostenerstattungsbetr ägen für die Geltungsbereiche 
der Bebauungspläne mit Gestaltungsvorschrift "Forsc hungsflughafen-Nordwest", BI 39, 
und "Forschungsflughafen-West", WA 70  
Stadtgebiet zwischen Waggumer Straße, Flughafen Braunschweig-Wolfsburg, Bundesauto-
bahn A2, Forststraße und Ortslage Bienrode 
 
Satzungsbeschluss 
 
"Die als Anlage beigefügte Satzung über die Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen nach §§ 
135 a – c Baugesetzbuch (BauGB) für die Geltungsbereiche der Bebauungspläne mit 
Gestaltungsvorschrift "Forschungsflughafen-Nordwest", BI 39, und "Forschungsflughafen-
West", WA 70, wird beschlossen." 
 



 
 
Am 21. Sep. 2010 hat der Rat der Stadt Braunschweig die Bebauungspläne mit 
Gestaltungsvorschrift "Forschungsflughafen-Nordwest", BI 39, und "Forschungsflughafen-
West", WA 70, als Satzung beschlossen. 
 
Die Bebauungspläne setzen zum Einen innerhalb der Geltungsbereiche Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
fest; zum Anderen werden ihnen städtische Flurstücke außerhalb der Geltungsbereiche in der 
Gemarkung Rautheim zugeordnet, für welche ebenfalls die oben genannten Maßnahmen 
festgesetzt werden. Diese Maßnahmen dienen dem Ausgleich von Eingriffen in Natur und 
Landschaft, die bei der Realisierung der Bebauungspläne zu erwarten sind (§§ 18, 19, 21 
BNatSchG, § 1 a BauGB). In den textlichen Festsetzungen zu den Bebauungsplänen werden 
diese Ausgleichsflächen und –maßnahmen anteilig den Sondergebieten und den öffentlichen 
Verkehrsflächen zugeordnet. 
 
Diese Satzung sieht vor, dass die Kosten auf die zugeordneten Flächen anteilig verteilt 
werden. Sie ist die Rechtsgrundlage für die Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen zur 
Refinanzierung der notwendigen Ausgleichsmaßnahmen. 
 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, die beigefügte Satzung über die Erhebung von 
Kostenerstattungsbeträgen als Satzung zu beschließen. 
 
 
Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1a: Übersichtskarte zur Lage der Geltungsbereiche 
Anlage 1b: Übersichtskarte zur Lage der externen Ausgleichsflächen 
Anlage 2a: Satzung über die Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen für die 

Bebauungspläne mit Gestaltungsvorschrift "Forschungsflughafen-Nordwest", 
BI 39, und "Forschungsflughafen-West", WA 70 

Anlage 2b: Geltungsbereiche der Bebauungspläne mit Gestaltungsvorschrift 
"Forschungsflughafen-Nordwest", BI 39, und "Forschungsflughafen-West", 
WA 70 

Anlage 2c: Umgrenzung der externen Ausgleichsfläche A für den Bebauungsplan BI 39 
Anlage 2d: Umgrenzung der externen Ausgleichsfläche B für den Bebauungsplan BI 39 
Anlage 2e: Umgrenzung der externen Ausgleichsfläche für den Bebauungsplan WA 70 
 
 
I. V. 
 
gez. 
 
 
 
Zwafelink 
 
 















 Anlage 2a 
 Stand: 13. Oktober 2010 
 
 
Satzung über die Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen vom   
für die Bebauungspläne mit Gestaltungsvorschrift 
Forschungsflughafen-West WA 70 
Forschungsflughafen-Nordwest BI 39 
 
 
Auf Grund der §§ 135 a – c Baugesetzbuch (BauGB) ) in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), und der §§ 6 und 40 
der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S. 473), 
zuletzt geändert durch Art 1 des Gesetzes vom 28. Oktober 2009 (Nds. GVBl. S. 366), hat der Rat der Stadt 
Braunschweig am ............. folgende Satzung beschlossen: 
Stand Rechtsgrundlagen:1. April 2010 
 
 
§1 Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen 


Für die in den o. a. Bebauungsplänen festgesetzten 
und zugeordneten Maßnahmen zum Ausgleich von 
Eingriffen i. S. des Naturschutzrechtes (Ausgleichs-
maßnahmen) werden nach den o. a. Bestimmungen 
und dieser Satzung Kostenerstattungsbeträge erho-
ben, soweit hierfür nicht Erschließungsbeiträge nach 
Maßgabe der Erschließungsbeitragssatzung der Stadt 
Braunschweig zu erheben sind. 
 
Die in ihrer Begrenzung vorstehend beschriebenen 
Stadtgebiete/ Teilflächen sind in den beiliegenden La-
geplänen, die einen Bestandteil dieser Satzung bil-
den, schwarz umrandet. 


 
§ 2 Umfang der erstattungsfähigen Kosten 


Erstattungsfähig sind die anderweitig nicht gedeckten 
Kosten für die Durchführung von allen Ausgleichs-
maßnahmen, die nach § 9 Abs. 1 a BauGB zugeord-
net sind. Sie umfassen die Kosten für den Erwerb und 
die Freilegung der Flächen für Ausgleichsmaßnah-
men und diese Maßnahmen einschließlich ihrer Pla-
nung, Ausführung, Fertigstellungs- und Entwicklungs-
pflege. Stellt die Stadt aus ihrem Vermögen Flächen 
für Ausgleichsmaßnahmen bereit, ist statt der Kosten 
des Erwerbs der Wert der Flächen im Zeitpunkt ihrer 
Bereitstellung anzusetzen. 
 


§ 3 Ermittlung der erstattungsfähigen Kosten 
Die erstattungsfähigen Kosten werden nach den tat-
sächlichen Kosten ermittelt. 
 


§ 4 Verteilung der erstattungsfähigen Kosten 
Die erstattungsfähigen Kosten werden auf die in den 
Bebauungsplänen mit Gestaltungsvorschrift "For-
schungsflughafen-West", WA 70, und "Forschungs-
flughafen-Nordwest", BI 39, zugeordneten Grundstü-
cke nach dem Maß der zulässigen Grundfläche gem. 
§ 19 Abs. 2 BauNVO verteilt. 
 
Ist eine zulässige Grundfläche nicht bestimmt oder 
bestimmbar, ist insoweit hilfsweise die Schwere der 
zu erwartenden Beeinträchtigung als Verteilungsmaß-
stab zu wählen. Für sonstige selbständige 
versiegelbare Flächen gilt die versiegelbare Fläche 
als überbaubare Grundstücksfläche. 


 § 5 Entstehung der Kostenerstattungspflicht 
Die Kostenerstattungspflicht entsteht, wenn die Durch-
führung der Maßnahmen mit Ausnahme der Durchfüh-
rung der Entwicklungspflege beendet ist, das heißt in 
der Regel mit Vorliegen der Schlussrechnung. 


 
§ 6 Festsetzung und Fälligkeit des Kostenerstattungs-


betrages 
Der Kostenerstattungsbetrag, der auf den einzelnen 
Erstattungspflichtigen entfällt, wird durch schriftlichen 
Bescheid festgesetzt und angefordert. Der Kosteners-
tattungsbetrag wird einen Monat nach Bekanntgabe der 
Anforderung fällig. 


 
§ 7 Kostenschuldner 


Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekannt-
gabe der Anforderung der Kostenerstattung Vorhaben-
träger oder Eigentümer des Grundstückes ist. 
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so 
ist anstelle des Eigentümers bzw. Vorhabenträgers der 
Erbbauberechtigte kostenerstattungspflichtig. Mehrere 
Kostenerstattungspflichtige haften als Gesamtschuld-
ner. Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzel-
nen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend 
ihres Miteigentumsanteils kostenerstattungspflichtig. 


 
§ 8 Anforderung von Vorauszahlungen 


Die Stadt kann für Grundstücke, für die eine Kosten-
erstattungspflicht noch nicht oder nicht in vollem Um-
fang entstanden ist, Vorauszahlungen bis zur Höhe des 
voraussichtlichen Kostenerstattungsbetrages anfor-
dern, sobald die Grundstücke, auf denen die Eingriffe 
zu erwarten sind, baulich oder gewerblich genutzt wer-
den dürfen. 


  
§ 9 Ablösung 


Der Kostenerstattungsbetrag kann auf Antrag im Gan-
zen vor der Entstehung der Kostenerstattungspflicht 
abgelöst werden. Der Ablösebetrag bemisst sich nach 
der voraussichtlichen Höhe des zu erwartenden end-
gültigen Erstattungsbetrages. Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht. 


 
§10 Inkrafttreten 


Die Satzung tritt am Tage der Bekanntmachung im 
Amtsblatt für die Stadt Braunschweig in Kraft. 


 
 
 
Braunschweig, den  
  
 
  
 
 
    
 Stadt Braunschweig 
 Der Oberbürgermeister 

























